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Einleitung

Ende des Jahres 2000 nutzten mehr als 20 Millionen Bundesbürger -zumindest

gelegentlich -das Internet und seine Angebote!. Mit über 200 Millionen Nutzern

weltweit gehört das Internet schon heute zu den führenden Massenmedien. Die

Zahl der Nutzer steigt mit jährlich mehr als 30 % deutlich stärker als bei anderen

Massenmedien. Noch größeres Wachstum wird bei den Umsätzen im E-

Commerce erwarter. Ob sich diese Erwartungen erfüllen. lässt sich kaum vorher-

sagen. besonders wegen der Rückschläge der gesamten Branche in der jüngeren

Vergangenheit. Jedoch zweifelt kaum jemand daran. dass die Bedeutung des E-

Commerce wächst.

E-Commerce ist nichts grundlegend Neues. Unternehmen tauschen seit Jahren

Geschäftsdaten über verschiedene -oft geschlossene und firmeneigene -Kom-

munikationsnetze aus. Im Unterschied dazu bildet das Internet ein offenes Netz

und ermöglicht länderUbergreifende Kommunikation und Wirtschaftsverkehr zwi-

schen Unternehmen und zwischen Unternehmern und Verbrauchern.

Das Internet ist aber nicht einfach nur länderUbergreifend, sondern von Grund auf

international. Es kennt technisch keine nationalen Grenzen. Ein Angebot das in

das Internet gestellt wird, kann technisch nicht auf einzelne oder bestimmte Emp-

fangerländer begrenzt werden. es ist sozusagen grenzignorierend.3 Die Probleme

der Unbegrenzbarkeit des Internet zeigt bereits folgender kurzer Beispielsfall4;

Ein Apotheker in den Niederlanden bietet auf seiner Internetseite den Verkauf und

die Lieferung von Medikamenten an, die in den Niederlanden nicht rezeptpflichtig

sind. Im Gegensatz zu den Niederlanden dürfen in Deutschland Arzneien nicht im

Versandhandel an Endverbraucher verkauft werden. Die öffentliche Werbung

gegenüber Verbrauchern für den Versandhandel ist ebenfalls verboten. Wenn nun

deutsche Verbraucher über das Internet bei dem niederländischen Apotheker

I Beilage NJW 6/2001 Anwalt 6/2001 S. 18.
2 Eierhoff. MMR 2000. 57.
3 Montz. CR 2000. 61.
.Dem Beispiel liegen die Entscheidungen LG FrankfUrt/M. v. 09.11.2000 -2-03 0 366/00

und LG Berlin v. 07.tl.2000-103 0192/00. MMR2001. 243 ff. sowie LGFrankfurt/M.
v. 09.11.2000- 2-030365100 (nicht veröffentlicht) zugrunde.
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Arzneien bestellen, ergeben sich verschiedene juristische Fragen: Welches Recht l

ist auf den Kaufvertrag anwendbar, welches Recht auf die Werbung im Internet?

Ist der Anbieter, der das Angebot nicht auf das Land seiner Niederlassung begren-

zen kann und wohl auch nicht will, gezwungen sich den deutschen Vorschriften

anzupassen oder gar ganz auf diese Form des Absatzes zu verzichten, obwohl er

sich in den Niederlanden rechtmäßig verhält? Muss er im Zweifel die Rechtsord-

nungen sämtlicher Nationen beachten, in denen sein Angebot abgerufen werden

kann, oder soll er nur die in seinem Staat geltenden Vorschriften beachten mUs-

sen? Wird der vorsichtige Unternehmer nicht eher auf ein solches Angebot ver-

zichten, als sich dem Risiko unbekannter Rechtsordnungen auszusetzen?

Um die sich aus der Internationalität ergebenden juristischen Hindernisse fur das

Angebot gewerblicher Leistungen im Internet zu beseitigen, haben das Europäi-

sche Parlament und der Rat die so genannte E-Commerce-Richtlinies erlassen.

Zentraler Punkt der Richtlinie ist das Herkunftslandsprinzip6 (Art. 3 Abs. 1 E-

Commerce-Richtlinie)7. Danach soll sich ein Anbieter von Internet-Diensten i

grundsätzlich nur an den Rechtsvorschriften des Ortes seiner Niederlassung orien-

tieren müssen. Mit der EinfUhrung des Herkunftslandsprinzips soll die Unsicher-

heit der Diensteanbieter darüber, welchem Recht sie unterliegen, beseitigt wer-
8 t

den.

Ob das Herkunftslandsprinzip und seine Umsetzung in deutsches Recht dieses

Ziel erreichen und welche Probleme damit verbunden sind, untersucht diese Ar-

beit.

5 Richtlinie 2000/3I/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 08.06.2000 über

bestimmte Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft. insbesondere des elektroni-
schen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt, ABI. EG Nr. L 178 v. 17.07.2000.

.Der Begriff des Herkunftslandsprinzips ist unklar. Je nachdem, worauf man das Her-
kunftsland bezieht, kann er anderes meinen, z.B. das Land aus dem eine Person kommt,
das Land aus dem eine Leistung kommt, das Land in dem ein Recht begründet wurde. So
zu Recht Sonnenberger, ZvglRWiss 100 (2001), 107 (129 Fn. 95). Nach Art. 3 Abs. I E-
Commerce-Richtlinie ist das Land der Niederlassung des Diensteanbieters gemeint.

7 Das Herkunftslandsprinzip wurde erstmals im Folgedokument zum GrUnbuch Kommer-

zielle Kommunikation im Binnenmarkt, KOM (1998) 121 endg. vom 4.3.1998 entwi-
ckelt; im GrUnbuch selbst KOM (1996) 192 endg. vom 8.6.1996 kommt es demgegenüber ...nur am Rande vor.

s Erwägungsgrund Nr. 4 zur Richtlinie 2000/31/EG, ABI. EG Nr. L 178 v. 17.07.2000.


